Stand: 11/2022
	§ 48 AktO mit Listen 32, 37, 39, 40 und 50 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 48 Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht
	§ 42 Ermittlungs- und Bußgeldverfahren bei den Generalstaatsanwaltschaften
§ 43 Internationale Rechtshilfesachen bei den Generalstaatsanwaltschaften
§ 44 Rechtsmittel- und Haftprüfungsverfahren bei den 
Generalstaatsanwaltschaften
§ 45 Verwaltungssachen bei den Generalstaatsanwaltschaften

	(1) 1Die Staatsanwaltschaften bei denjenigen Oberlandesgerichten, denen gemäß § 120 GVG die Verhandlung und Entscheidung im ersten Rechtszug übertragen ist, führen das Register für erstinstanzliche Strafsachen OJs (Liste § 32).
	§ 42 (1) 1Als Ermittlungsverfahren bei der Generalstaatsanwaltschaft sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „OJs“ 
a)	Strafanzeigen und Ermittlungen von Amts wegen betreffend die Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern nach § 108e StGB,
b)	Ermittlungsverfahren, die der Generalbundesanwalt nach § 142a Absatz 2 GVG abgegeben hat, …

	2In diesem Register werden auch die sich aus eingetragenen Verfahren ergebenden Strafvollstreckungen überwacht.
	§ 51 (1) 1Vollstreckungen in Straf- und Bußgeldsachen sind, mit Ausnahme derjenigen, mit denen die Vollstreckungsbehörde bereits im Ermittlungsverfahren oder das Gericht, dem der Vollstreckungsleiter angehört, bereits im Hauptsacheverfahren befasst war, zu registrieren:
1.	bei den Staatsanwaltschaften und den Generalstaatsanwaltschaften:
unter dem Registerzeichen „VRs“, insbesondere dringende Vollstreckungsanordnungen als örtlich unzuständige Vollstreckungsbehörde sowie Vollstreckungen 
a)	in Erzwingungshaftsachen,
b)	in Privatklagesachen,
c)	nach Entscheidung des Gerichts über den Einspruch nach § 87h IRG oder den Antrag der Bewilligungsbehörde nach § 87i IRG, 
d)	in von einem deutschen Delegierten Europäischen Staatsanwalt oder dem deutschen Europäischen Staatsanwalt geführten Verfahren, …
2Die Vollstreckungen sind für jeden Verurteilten gesondert, aber für mehrere Sanktionen in derselben Sache nur einmal zu registrieren. 3Nachträgliche Entscheidungen des Gerichts erster Instanz in der Strafvollstreckung sind nicht zu registrieren. 4Das Vollstreckungsakten-zeichen ist zu dem Verfahren, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist, mitzuteilen. 5Nach Erledigung der Vollstreckung sind die Akten in den Fällen nach Satz 1 Nummer 2 der Staatsanwaltschaft zur Aufbewahrung zu übermitteln.

	3Zu dem OJs-Register ist, sofern nach der Zahl der Sachen ein Bedürfnis besteht, ein Namenverzeichnis zu führen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	(2) 1Über Revisionen gegen Urteile in Strafsachen und über Rechtsbeschwerden in Bußgeldsachen sowie Rechtsbeschwerdeverfahren nach § 87j IRG wird das Register für Revisionen in Strafsachen und für Rechtsbeschwerden in Bußgeldsachen Ss (Liste 39) geführt.
	§ 44 (1) Als Rechtsmittel- und Haftprüfungsbeschwerden sind zu registrieren:

1.	unter dem Registerzeichen „SRs“ 


Revisionen in Strafsachen,
2.	unter dem Registerzeichen „SsBs“
a)	Rechtsbeschwerden nach § 79 Absatz 1 Satz 1 OWiG und § 87j IRG, 
b)	Kartellbußgeldsachen,
3.	unter dem Registerzeichen „SsRs“ 
Anträge auf Zulassung der Rechtsbeschwerde nach § 79 Absatz 1 Satz 2 und § 80 OWiG sowie § 87k IRG,
4.	unter dem Registerzeichen „GWs“
Beschwerden gegen gerichtliche Maßnahmen und Entscheidungen in Straf- und Buß-geldsachen, …

	2In dieses Register sind 
die Revisionen in Strafsachen und 

die Rechtsbeschwerden sowie 


die Anträge auf Zulassung der Rechtsbeschwerde in Bußgeldsachen, ferner 
die Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens, die sich gegen eine rechtskräftige Bußgeldentscheidung des Oberlandesgerichts richten, sowie 
Rechtsbeschwerdeverfahren nach § 87j IRG einzutragen.
	

	
	§ 44 (1) 2Wird die Rechtsbeschwerde zugelassen, ist das Verfahren über die Rechtsbeschwerde nicht neu zu registrieren, sondern unter dem Registerzeichen „SsRs“ fortzuführen. 3Das sich einer Einstellungsbeschwerde anschließende Klageerzwingungsverfahren nach § 172 Absatz 2 StPO ist nicht neu zu registrieren.

	
	§ 42 (1) 1Als Ermittlungsverfahren bei der Generalstaatsanwaltschaft sind zu registrieren:
2.	unter dem Registerzeichen „Js“
Strafanzeigen und Strafanträge sowie Ermittlungen von Amts wegen, die nach § 143 Absatz 4 GVG zugewiesen oder nach § 145 GVG übernommen wurden,
3.	unter dem Registerzeichen „UJs“
Verfahren gegen unbekannte Tatverdächtige, die nach § 143 Absatz 4 GVG zugewiesen oder nach § 145 GVG übernommen wurden,
4.	unter dem Registerzeichen „OWJs“
a)	Einsprüche gegen Bußgeld- oder Einziehungsbescheide einer nach § 82 GWB, § 95 Absatz 5 EnWG, § 61 WpÜG oder § 28 AgrarOLkG zuständigen Verwaltungsbehörde nach § 69 Absatz 3 OWiG, §§ 67, 87 Absatz 2 und 3, § 88 Absatz 3 
OWiG,
b)	Wiederaufnahme- oder Nachverfahren in Bußgeldsachen nach § 85 Absatz 4 Satz 2, § 87 Absatz 4 Satz 3 OWiG, für die das Oberlandesgericht nach § 85 GWB, § 98 EnWG, § 64 WpÜG oder § 49 AgrarOLkG zuständig ist,
c)	Bußgeldverfahren nach landesrechtlichen Vorschriften, …

	(3) Die Haftprüfungstermine nach § 122 Abs. 4 StPO in OJs-Sachen sind durch die gemäß § 6 Abs. 2 zu führende Haftkontrolle zu überwachen.
	§ 8 (4)1Haftprüfungstermine nach § 122 StPO sind auf dem Aktenumschlag an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 2Fristen in Haftsachen und Prüfungsfristen für freiheitsentziehende Maßregeln nach § 67e StGB sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.

	(4) Ist die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht zuständig, in einem Vorverfahren nach § 24 Abs. 2 EGGVG zu entscheiden, sind die Vorgänge über das Vorverfahren im AR-Register zu erfassen; die lfd. Nummer erhält den Zusatz "VorV".
	§ 45 (1) Als Verwaltungssachen sind zu registrieren: …
5.	unter dem Registerzeichen „GVAs“
a)	Entscheidungen im Vorverfahren nach § 24 Absatz 2 EGGVG, …

	(5) Berichte mit Sachdarstellung und Beurteilung der Rechtslage und Stellungnahmen zu solchen Berichten sind in die Berichtsliste (Liste 37) einzutragen; hierzu gehören auch Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht zu Anträgen auf gerichtliche Entscheidung gemäß §§ 23 bis 30 EGGVG und die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht in Beschwerdesachen, über die das Oberlandesgericht entscheidet, sowie in Haftprüfungsverfahren nach §§ 121 ff. StPO.
	§ 45 (1) Als Verwaltungssachen sind zu registrieren: …
5.	unter dem Registerzeichen „GVAs“ …

b)	sonstige Verfahren nach §§ 23 bis 30 EGGVG, …

6.	unter dem Registerzeichen „HEs“ Haftprüfungsverfahren, …

	(6) 1Über die Beschwerden, über die nach § 21 der Strafvollstreckungsordnung die Generalstaatsanwältin bzw. der Generalstaatsanwalt beim Oberlandesgericht zu entscheiden hat oder die sonst gegen eine Maßnahme oder Entscheidung einer Staatsanwaltschaft erhoben werden, wird eine Beschwerdeliste Zs (Liste 40) geführt.
	§ 44 (1) 1Als Rechtsmittel- und Haftprüfungsbeschwerden sind zu registrieren: …
5.	unter dem Registerzeichen „Zs“
a)	Beschwerden nach § 21 StVollstrO, 
b)	sonstige Beschwerden gegen Maßnahmen und Entscheidungen einer Staatsanwaltschaft, …

	2Wird die Beschwerde der Vollstreckungsbehörde zur Beifügung der Vorgänge übersandt, ist ihr Wiedereingang lediglich durch die Spalte 5 der Liste zu überwachen.
	[bookmark: _GoBack]

	3Die Beschwerdeschrift ist nach Erledigung zu den übrigen Strafvollstreckungsvorgängen zu nehmen.
	entbehrlich

	4Anträge und Beschwerden in Justizverwaltungssachen sowie Beschwerden, über die das Oberlandesgericht entscheidet, gehören nicht in die Beschwerdeliste.
	§ 45 (1) Als Verwaltungssachen sind zu registrieren: …

	(7) Verfahren nach dem Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen und Überstellungsverfahren (gegen den Willen des Verurteilten) nach dem Zusatzprotokoll vom 18. Dezember 1997 sind nach Maßgabe der Liste 50 zu erfassen.
	§ 43 (1) 1Unter dem Registerzeichen „Ausl“ sind alle der Generalstaatsanwaltschaft zur Erledigung ein- und ausgehender Ersuchen im internationalen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen zugewiesenen Aufgaben einschließlich der Verfahren nach dem Gesetz über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH-Gesetz – 
IStGHG) zu registrieren.

	
	§ 43 (1) 2Ein unter dem Registerzeichen „UJs“ registriertes Verfahren ist unter dem Registerzeichen „Js“ zu registrieren, sobald ein Tatverdächtiger namentlich bekannt oder anderweitig identifiziert ist. 3Ein unter dem Registerzeichen „AR“ registriertes Verfahren ist unter den Register-zeichen „OJs“, „Js“ oder „UJs“ zu registrieren, wenn die Prüfung ergibt, dass ein Anfangsverdacht besteht. 4Bestehende Akten werden unter dem neuen Registerzeichen fortgeführt.

	
	§ 43 (2) 1Für Anträge nach §§ 10, 11 StrEG sind Hefte nach § 4 Absatz 1 anzulegen. 2Dem Aktenzeichen wird auf dem Umschlag des Hefts der Zusatz „StEs“ nachgestellt. 3Dieser Zusatz kann im Entschädigungsverfahren wie ein Aktenzeichenzusatz verwendet werden.

	
	§ 43 (3) 1Für Verfahren auf Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung nach § 66a StGB und der nachträglichen Sicherungsverwahrung nach § 66b StGB sind Hefte nach § 4 Absatz 1 anzulegen. 2Dem Aktenzeichen wird auf dem Umschlag des Hefts folgender Zusatz nachgestellt:
1.	Verfahren auf Anordnung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung		VSV,
2.	Verfahren auf Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung		NSV.
3Dieser Zusatz kann im Verfahren der vorbehaltenen und nachträglichen Sicherungsverwahrung wie ein Aktenzeichenzusatz verwendet werden.

	
	

	Liste 32 (… § 48 Abs. 1)
	

	Erstinstanzliche Strafsachen der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht (OJs)
	

	Zu erfassen sind:
	§ 42 (5) 1Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	
	2.	Datum des Eingangs

	2.	Geschäftszeichen einer anderen Behörde, einer anderen Geschäftsstellenabteilung, bisheriges Geschäftszeichen
	6.	gegebenenfalls Aktenzeichen einer anderen Behörde,

	3.	Familienname, Vorname, Geburtstag 


der bzw. des Beschuldigten oder Betroffenen
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, Staatsangehörigkeit, weitere Personendaten, zum Beispiel frühere Vor- und Familiennamen sowie Aliasnamen, oder sonstige Bezeichnung sowie Anschrift oder Aufenthaltsort:
a)	sämtlicher Beschuldigter oder Betroffener,
b)	sämtlicher Opfer oder Anzeigenden,
c)	weiterer Beteiligter,

	
	4.	Tatort

	4.	Straftat/Ordnungswidrigkeit
	5. 	Straftat oder Ordnungswidrigkeit,

	5.	Js-Aktenzeichen der übernehmenden Geschäftsstellenabteilung oder des übernehmenden Amtsgerichts
	7.	sämtliche Aktenzeichen des Gerichts

	
	10.	bei UJs: späteres Aktenzeichen,

	6.	VRs-, VRJs-Aktenzeichen
	

	
	8.	Datum der Erledigung des Ermittlungsverfahrens,

	7.	Bemerkungen
	11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	8.	Jahr der Weglegung
	9.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Erfassung erfolgt jeweils für ein Geschäftsjahr.
	entbehrlich
§ 2 (2) 1Das Aktenzeichen wird, soweit nicht nachfolgend abweichend geregelt, gebildet aus: …
4.	bei jahrgangsweiser Registrierung einem Schrägstrich und den beiden Endziffern grundsätzlich des Jahres, in dem der Geschäftsvorgang angefallen ist, …

	2.	1Die zu Beginn eines neuen Geschäftsjahrs noch nicht erledigten Verfahren, die schon seit mehr als 4 Jahren anhängig sind, sind unter der bisherigen Nummer und der Jahreszahl der ersten Erfassung zu übernehmen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2Ein Verfahren gilt als erledigt, wenn das VRs- bzw. VRJs-Aktenzeichen erfasst wird.
	§ 10 (1) 2Eine Angelegenheit ist beendet, wenn 
1.	alle Anträge erledigt und die von Amts wegen zu treffenden Entscheidungen ergangen sind oder
2.	ein Klage- oder Antragsverfahren seit sechs Monaten nicht mehr betrieben worden ist oder
3.	vorweg zu erhebende Gebühren oder Kostenvorschüsse, von deren Entrichtung die Vornahme einer Handlung oder die Einleitung oder der Fortgang des Verfahrens abhängig ist, nicht binnen sechs Monaten nach Anforderung gezahlt worden sind 
und die von Amts wegen vorzunehmenden Tätigkeiten, zum Beispiel statistischer und kostenrechtlicher Abschluss, erledigt sind.

	3.	1Wird ein an eine andere Staatsanwaltschaft abgegebenes Ermittlungsverfahren zurückgegeben, ist die Sache neu zu erfassen.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	2Das Gleiche gilt, wenn nach Rückgabe des Verfahrens an die Verwaltungsbehörde das Verfahren erneut an die Staatsanwaltschaft abgegeben wird.
	

	4.	Werden mehrere Ermittlungsverfahren miteinander verbunden (Nr. 17 RiStBV), wird das verbundene Verfahren unter einem der Registerzeichen der bisherigen Verfahren fortgeführt; bei den übrigen Erfassungsdaten ist auf das führende Verfahren zu verweisen.
	§ 7 (1) 1Werden Verfahren verbunden, sind nur die Akten des führenden Verfahrens weiterzuführen, soweit es sich nicht um eine Verbindung nach § 237 StPO handelt. 2Ist das führende Verfahren nicht ausdrücklich bestimmt, ist das älteste der Verfahren führend.
§ 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	5.	Eingestellte Verfahren sind bei ihrer Wiederaufnahme nicht erneut zu erfassen.
	Statistik

	6.	Bußgeldverfahren sind besonders kenntlich zu machen, es sei denn, dass die statistische Erfassung der Bußgeldverfahren in anderer Weise sichergestellt ist.
	Statistik

	7.	1Als zu erfassende Geschäftszeichen kommen Geschäftszeichen
a)	der Polizei
b)	von Behörden
c)	der Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat usw.
in Betracht.
	§ 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
6.	Aktenzeichen einer anderen Behörde,
7.	sämtliche Aktenzeichen des Gerichts,

	2Die Behördenleitung kann anordnen, dass von bestimmten Erfassungen abgesehen werden kann.
	entbehrlich

	8.	Wurde die Sache von einem anderen Dezernat abgegeben oder handelt es sich um ein abgetrenntes Verfahren, ist auch das bisherige Geschäftszeichen zu erfassen.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden.
§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben.
§ 42 (5) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
11.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	9.	Sind mehrere Beschuldigte oder Betroffene vorhanden, ist der Name der bzw. des Beschuldigten oder Betroffenen, nach welchem das Verfahren benannt ist, besonders zu kennzeichnen.
	nicht mehr erforderlich

	10.	1Für die Bezeichnung der Straftat können Abkürzungen verwandt oder der Paragraph, dessen Strafnorm verletzt ist, angegeben werden.
	nicht mehr erforderlich, Straftaten lassen sich den Verzeichnissen der Fachverfahren entnehmen 

	2Im Fall der Ordnungswidrigkeit genügt die Bezeichnung "OWi", Verkehrsordnungswidrigkeiten sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	Nur für Generalstaatsanwaltschaften:
11.	In Entschädigungssachen nach dem StrEG und in Kartellbußgeldsachen sind Abgaben innerhalb der Behörde besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 37 (§ 48 Abs. 5)
	

	Berichtsliste der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht
	§ 45 (1) Als Verwaltungssachen sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „StEs“
Verfahren über die Feststellung der Höhe eines Anspruchs nach dem Strafentschädigungsgesetz,
2.	unter dem Registerzeichen „Fis“
a)	Staats- und Amtshaftungsverfahren,
b)	Schadens- und Regressangelegenheiten einschließlich der Verfahren auf Entschädigung wegen überlanger Ermittlungs- und Gerichtsverfahren,
3.	unter dem Registerzeichen „NATO“ 
Angelegenheiten nach dem NATO-Truppenstatut,
4.	unter dem Registerzeichen „BerL“
Berichte und Stellungnahmen mit Sachdarstellung und Beurteilung der Rechtslage,
5.	unter dem Registerzeichen „GVAs“
a)	Entscheidungen im Vorverfahren nach § 24 Absatz 2 EGGVG,
b)	sonstige Verfahren nach §§ 23 bis 30 EGGVG,
6.	unter dem Registerzeichen „VAus“
Ausschlussverfahren nach § 138a StPO.

	Zu erfassen sind:
	§ 45 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Tag des Berichts
	2.	Datum des Eingangs,

	
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung und Anschrift des Antragstellers oder des Betroffenen,

	3.	Aktenzeichen und Bezeichnung der Sache
	4.	Bezeichnung der Angelegenheit,
5.	Herkunftsverfahren
a)	Aktenzeichen,
b)	Gericht oder Behörde,
c)	Datum der angefochtenen Entscheidung,

	
	6.	Datum und Art der Erledigung,

	
	7.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	4.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen, zum Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Berichte in Justizverwaltungsangelegenheiten und in erstinstanzlichen Strafsachen des Oberlandesgerichts dürfen nicht in die Berichtsliste aufgenommen werden.
	§ 45 (1) Als Verwaltungssachen sind zu registrieren: …
4.	unter dem Registerzeichen „BerL“ 
Berichte und Stellungnahmen mit Sachdarstellung und Beurteilung der Rechtslage, …

	2.	Die von der Staatsanwaltschaft nach §§ 121 ff. StPO zu erstellenden Berichte und Stellungnahmen sind besonders zu kennzeichnen.
	§ 38 (2) Besondere Strafverfahren, insbesondere Haftsachen, Pressestrafsachen, Führerscheinsachen, Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende sowie gegen ausländische Staatsangehörige und Sicherungsverfahren, sind auf dem Aktenumschlag besonders zu kennzeichnen.

	3.	1Werden in derselben Angelegenheit mehrere Berichte gleichzeitig oder nacheinander erstattet, ist nur ein bzw. der erste Bericht zu erfassen.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend

	2Als dieselbe Angelegenheit gilt die Beschwerde gegen eine Entscheidung des Amts- bzw. Landgerichts, auch wenn sie von mehreren Beteiligten mit der Beschwerde angegriffen wird.
	

	4.	In Beschwerdeverfahren, in denen das Oberlandesgericht entscheidet, in Haftprüfungsverfahren und in Verfahren nach §§ 23 ff. EGGVG sind Abgaben innerhalb der Behörde besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste39 (§ 48 Abs. 2)
	

	Revisionen in Strafsachen
Rechtsbeschwerden in Bußgeldsachen sowie nach § 87j IRG (Ss)
	

	Zu erfassen sind:
	§ 44 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: 

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	
	2.	Datum des Eingangs,

	2.	
a)	Sitz des Landgerichts/Amtsgerichts
b)	Aktenzeichen des Landgerichts/Amtsgerichts
c)	Tag der Entscheidung des Landgerichts/Amtsgerichts
	4.	Gericht erster Instanz oder Staatsanwaltschaft, deren Entscheidung angefochten wird
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,

	3.	Name, Wohnort oder Aufenthaltsort 


der/des Angeklagten/Betroffenen
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, Staatsangehörigkeit, weitere Personendaten, zum Beispiel frühere Vor- und Familiennamen sowie Aliasnamen, oder sonstige Bezeichnungen sowie Anschrift oder Aufenthaltsort:
a)	sämtlicher Angeklagten, Beschuldigten oder Betroffenen,
b)	der Rechtsmittelführer,
c)	der Privatkläger,

	
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	4.	Bemerkungen
	6.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Erfassungen nach 1. bis 3 erfolgen, sobald die Akten dem Gericht vorgelegt werden.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	2.	Ist sowohl von der Staatsanwaltschaft als auch von einer oder einem sonstigen Beteiligten Revision eingelegt, wird die Sache gleichwohl nur einmal erfasst.
	§ 2 (1) 1Jeder Geschäftsvorgang erhält ein Aktenzeichen, unter dem alle dazugehörigen Dokumente in Papier- oder elektronischer Form sowie sonstige Dateien und Unterlagen zu führen sind. 2Ein verfahrenseinleitendes Dokument ist bei Eingang auch dann nur einmal zu registrieren, wenn es mehrere Gegenstände oder Anträge umfasst.

	3.	Unter 2. ist das vollständige Aktenzeichen einschließlich der Unterscheidungsmerkmale für erstinstanzliche Verfahren und für Berufungsverfahren sowie der Sitz des Amtsgerichts anzugeben, wenn die Revision sich gegen ein Berufungsurteil der Strafkammer richtet.
	§ 8 (3) Auf dem Aktenumschlag sowie auf jeder Entscheidung der Rechtsmittelinstanz sind die Aktenzeichen aller Instanzen, in Straf- und Bußgeldsachen zusätzlich ein etwaiges Js- oder OJs-Aktenzeichen der zuständigen Staatsanwaltschaft, anzugeben.

	4.	Wird nach Zurückweisung einer Sache durch das Revisionsgericht das dann ergehende Urteil erneut angefochten, ist die Sache neu zu erfassen.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden. 

	5.	Bei Rechtsbeschwerden wird der laufenden Nummer der Buchstabe "B" angefügt, wenn die Rechtsbeschwerde nicht der Zulassung bedurfte.
	Zusatzzeichen entfällt

	6.	Bei Anträgen auf Zulassung der Rechtsbeschwerde wird der laufenden Nummer der Buchstabe "Z" angefügt; im Fall der Zulassung ist das Verfahren über die Rechtsbeschwerde selbst nicht neu zu erfassen.
	Zusatzzeichen entfällt

	7.	Rechtsbeschwerdeverfahren nach § 87j IRG sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 40 (§ 48 Abs. 6)
	

	Beschwerde Liste der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht (Zs)
	

	Zu erfassen sind:
	§ 44 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: 

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	2.	Tag des Eingangs der Beschwerde
	2.	Datum des Eingangs

	3.	Staatsanwaltschaft, die die angefochtene Entscheidung erlassen hat
	4.	Gericht erster Instanz oder Staatsanwaltschaft, deren Entscheidung angefochten wird
a)	Sitz
b)	Aktenzeichen
c)	Datum der Entscheidung

	4.	Bezeichnung der Angelegenheit
	

	5.	Name 



der Beschwerdeführerin/des Beschwerdeführers
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, Staatsangehörigkeit, weitere Personendaten, zum Beispiel frühere Vor- und Familiennamen sowie Aliasnamen, oder sonstige Bezeichnungen sowie Anschrift oder Aufenthaltsort:
a)	sämtlicher Angeklagten, Beschuldigten oder Betroffenen,
b)	der Rechtsmittelführer, …

	6.	a)	Datum der Aktenanforderung
b)	Datum des Eingangs der Akten
	

	7.	Erledigung der Beschwerde
a)	durch Entscheidung am
b)	auf andere Art am
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	8.	Bemerkungen
	6.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft , Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	1Mehrere, denselben Gegenstand betreffende Beschwerden in derselben Angelegenheit sind nur einmal zu erfassen. 
	§ 8 (1) 2Ein Rechtsmittel ist nicht erneut zu registrieren, wenn gegen die angefochtene Entscheidung bereits ein Rechtsmittel anhängig ist.

	2Abgaben innerhalb der Behörde sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	2.	Begründete Beschwerden sind bei den Angaben unter 7. a) in geeigneter Weise kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 50 (§ 48 Abs. 7)
	§ 43 Internationale Rechtshilfesachen bei den Generalstaatsanwaltschaften

	Verfahren nach dem Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen und Überstellungsverfahren nach dem Zusatzprotokoll vom 18. Dezember 1997 (Ausl)
	§ 43 (1) 1Unter dem Registerzeichen „Ausl“ sind alle der Generalstaatsanwaltschaft zur Erledigung ein- und ausgehender Ersuchen im internationalen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen zugewiesenen Aufgaben einschließlich der Verfahren nach dem Gesetz über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH-Gesetz – 
IStGHG) zu registrieren.

	Zu erfassen sind:
	§ 43 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen

	2.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs

	3.	Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit 

der/des Verfolgten (Betroffenen)
	3.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum, Staatsangehörigkeit, weitere Personendaten, zum Beispiel frühere Vor- und Familiennamen sowie Aliasnamen, oder Bezeichnung sowie Anschrift oder Aufenthaltsort sämtlicher Beschuldigter oder Verfolgter,

	
	4.	Übermittlungsbehörde und deren Aktenzeichen,

	4.	a)	Ersuchende Stelle
b)	Ersuchender ausländischer Staat
c)	Ersuchter ausländischer Staat
	5.	ersuchende Stelle,
6.	ersuchender ausländischer Staat,
7.	ersuchter ausländischer Staat,

	5.	Inhalt des Ersuchens
	

	6.	Tag der Festnahme
	

	7.	Beendigung der Sache mit oder ohne gerichtliche Entscheidung, und zwar
a)	durch Bewilligung oder Ablehnung des Ersuchens
b)	auf andere Weise
	8.	Datum und Art der Erledigung,

	8.	Jahr der Aktenweglegung
	9.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	9.	Bemerkungen
	10 	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Mehrere Verfolgte (Betroffene) in einer Sache werden unter derselben Nummer erfasst und in geeigneter Weise unterschieden; der Name der/des Betroffenen (Verfolgten), nach der oder dem die Sache benannt ist, ist kenntlich zu machen.
	§ 43 (1) 4Mehrere Ersuchen gleichen Inhalts eines Staates bezüglich derselben Person sind nur einmal, mehrere Ersuchen gleichen Inhalts verschiedener Staaten bezüglich derselben Person sind jeweils gesondert zu registrieren. 5Wenn bezüglich derselben Person mehrere Verfahren registriert werden, sind auf den jeweiligen Aktenumschlägen gegenseitige Verweise aufzunehmen. 6Erfolgt nach einer Fahndung, die mit dem Zusatz „S“ registriert ist, eine Festnahme, ist diese neu mit dem Zusatz „A“ zu registrieren. 7Überstellungen mit Einverständnis werden mit dem Zusatz „S“ registriert. 8Ist zu Beginn des Überstellungsverfahrens nicht bekannt, ob ein Einverständnis vorliegt, wird das Verfahren mit dem Zusatz „Ü“ registriert. 9Bei sonstiger Rechtshilfe zur Vollstreckung ausländischer Erkenntnisse richtet sich die Registrierung nach dem Schwerpunkt des Ersuchens.

	2.	1Bei Nummer 4 a) ist die Behörde zu erfassen, von der das Ersuchen ausgeht, nicht eine etwa eingeschaltete Übermittlungsbehörde; unter Nummer 4 b) ist der ersuchende, unter Nummer 4 c) der ersuchte ausländische Staat zu erfassen.
	§ 43 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
4.	Übermittlungsbehörde und deren Aktenzeichen, …

	2Ersuchen mehrere ausländische Staaten um Auslieferung oder Durchlieferung derselben Verfolgten, so ist der ausländische Staat, an den die Auslieferung oder Durchlieferung bewilligt ist, bei den unter 4 erfassten Daten zu kennzeichnen.
	§ 43 (1) 4Mehrere Ersuchen gleichen Inhalts eines Staates bezüglich derselben Person sind nur einmal, mehrere Ersuchen gleichen Inhalts verschiedener Staaten bezüglich derselben Person sind jeweils gesondert zu registrieren.

	3.	Für den Inhalt des Ersuchens ist der Buchstabe

A	bei Auslieferung an das Ausland nach dem 2. oder 8. Teil des IRG
D	bei Durchlieferung einer/eines Verfolgten oder Verurteilten nach dem 3. oder 8. Teil des IRG
S	bei sonstigen ausländischen Rechtshilfeersuchen nach dem 5. Teil des IRG
E	bei ausgehenden inländischen Ersuchen nach dem 6. Teil des IRG
Ü	bei Überstellungsverfahren (gegen den Willen des Beschuldigten) nach dem Zusatzprotokoll vom 18. Dezember 1997
zu verwenden.
	§ 43 (1) 2Abhängig vom Inhalt des Ersuchens ist dem Aktenzeichen folgender Zusatz nachzustellen:
1.	bei Auslieferung an das Ausland nach dem 2. oder 8. Teil des IRG	A,
2.	bei Durchlieferung eines Verfolgten oder Verurteilten nach dem 3. oder 8. Teil des IRG	D,
3.	bei sonstigen ausländischen Rechtshilfeersuchen nach dem 5. Teil des IRG	S,
4.	bei ausgehenden inländischen Ersuchen nach dem 6. Teil des IRG	E,
5.	bei Überstellungsverfahren (gegen den Willen des Beschuldigten) 	Ü.
3Abweichend von § 2 Absatz 2 Satz 1 kann dieser Zusatz auch unmittelbar dem Registerzeichen nachgestellt werden.

	4.	1Befindet sich die/der Verfolgte in Auslieferungshaft, ist unter 6. der Tag in Klammern zu setzen, an dem über die Fortdauer der Haft zu entscheiden ist.
	§ 6 (3) 1Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft sind gesonderte Listen der Personen, gegen die eine Haft, Freiheitsentziehung oder Unterbringung vollzogen wird, zu führen. 2Hierbei sind das Aktenzeichen, der Name und Vorname der Person, der Beginn und das Ende der Maßnahme sowie besondere Fristen zu vermerken. 3Die besonderen Fristen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen. 4Die Listen müssen nach den in Satz 2 genannten Daten abrufbar sein.
§ 38 (4) 1Haftprüfungstermine nach § 122 StPO sind auf dem Aktenumschlag an deutlich sichtbarer Stelle zu vermerken. 2Fristen in Haftsachen und Prüfungsfristen für freiheitsentziehende Maßregeln nach § 67e StGB sind gesondert nach § 6 Absatz 3 zu vermerken.

	2Der Vermerk ist zu berichtigen, wenn das Oberlandesgericht die Dauer der Auslieferungshaft verlängert hat.
	

	3Wird die Auslieferungshaft dadurch unterbrochen, dass die/der Verfolgte in einem inländischen Strafverfahren in Untersuchungshaft oder in Strafhaft genommen worden ist, so ist die Dauer dieser Haft bei den für "Bemerkungen" vorgesehenen Angaben zu vermerken.
	

	5.	Unter 7 b) ist die Art der Erledigung kurz zu erläutern.
	§ 43 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
8.	Datum und Art der Erledigung,

	6.	Abgaben innerhalb der Behörde sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik
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